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Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt  Nr. 38 vom 01.08.2008, Seite 284: 

 
Zweite Verordnung 

zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
der Höheren Handelsschule (APO-HHS) 

 
vom 29.07.2008 

 
Auf Grund von § 21 Absatz 2 und § 46 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 
16. April 1997 (HmbGVBI. S. 97), zuletzt geändert am 11. Dezember 2007 (HmbGVBI. 
S. 439), und § 1 Nummern 7 und 15 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 
30. Mai 2006 (HmbGVBI. S. 274) wird verordnet: 
 

§ 1 

§ 11 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Höheren 
Handelsschule vom 19. Dezember 2000 (HmbGVBI. 
S. 415), zuletzt geändert am 10. Juli 2001 (HmbGVBI. 
S. 157, 163), erhält folgende Fassung: 

„§ 11 
Praktikum 

Das Praktikum wird aufgrund eines schriftlichen Prakti-
kantenvertrages in einem Betrieb oder in der öffentlichen 
Verwaltung durchgeführt. Es vermittelt Einsichten in das 
Geschehen im Betrieb oder in der Verwaltung, Erfahrun-
gen in Arbeitsmethoden und einen Überblick über Aufbau 
und Organisation sowie über Personal- und Sozialfragen 
des Betriebs oder der Verwaltung. Es muss spätestens 
vier Jahre nach dem Erwerb des Abschlusszeugnisses 
oder der mit ihm verbundenen Berechtigungen begonnen 
und zeitlich zusammenhängend durchgeführt werden. 
Das Praktikum muss nach dem Zeugnis des Betriebs 
oder der Verwaltung mit Erfolg abgeschlossen sein; das 
Zeugnis soll eine Darstellung der Inhalte und des Ablaufs 
des Praktikums, eine Bewertung der von der Praktikantin 
oder von dem Praktikanten erbrachten Leistungen sowie 

Angaben über ihre oder seine Versäumnisse enthalten. 
In begründeten Fällen kann die zuständige Behörde 
Ausnahmen zulassen." 
 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
 
(2) Für Abschlussbeurteilungen, die eine Praktikumsstel-
le vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ausgestellt 
hat und die keine Feststellung über den Erfolg enthalten, 
prüft die zuständige Behörde, ob das Praktikum den 
Anforderungen nach § 11 Sätze 1 und 2 der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung der Höheren Handelsschu-
le (APO-HHS) in der am 1. August 2008 geltenden Fas-
sung entspricht, und stellt bei Vorliegen der Vorausset-
zungen den Erfolg fest. § 11 Satz 4 zweiter Halbsatz 
APO-HHS gilt entsprechend. 
 
 

Hamburg, den 29.07.2008 
 

Die Behörde für Schule und Berufsbildung 
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Nachdruck aus dem Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt  Nr. 37 vom 29.07.2008, Seite 257: 
 

Verordnung 
zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

der Fachschule für Sozialpädagogik 
und der Fachschule für Heilerziehungspflege (APO-FSH) 

vom 09.07.2008 
 

Auf Grund von § 24 Absatz 2 und § 46 Absatz 2 des Hamburgischen Schulgesetzes vom 
16. April 1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 11. Dezember 2007 (HmbGVBl. 
S. 439), und § 1 Nummern 8 und 15 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 
30. Mai 2006 (HmbGVBl. S. 274) wird verordnet: 

 
§ 1 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Fachschule 
für Sozialpädagogik und der Fachschule für Heilerzie-
hungspflege vom 16. Juli 2002 (HmbGVBl. S. 151), ge-
ändert am 20. April 2006 (HmbGVBl. S. 189, 201), wird 
wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird hinter dem Eintrag zu § 9 

folgender Eintrag eingefügt: „§  9 a Europaklausel“. 
 
2. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
2.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

 „(1) Zur Ausbildung wird zugelassen, wer 
1. den mittleren Bildungsabschluss hat und ei-

ne mindestens zweijährige Berufsausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder 
im öffentlichen Dienst oder an einer Berufs-
fachschule abgeschlossen hat oder 

2. den mittleren Bildungsabschluss hat und drei 
Jahre in einem für die Ausbildung förderli-
chen Bereich berufstätig war. 

In begründeten Fällen kann von der zuständigen 
Behörde auch zugelassen werden, wer 
1. den mittleren Bildungsabschluss hat und vier 

Jahre berufstätig war oder 
2. die Fachhochschulreife oder die allgemeine 

Hochschulreife erworben hat und in einem 
für die Ausbildung förderlichen Bereich ein 
einjähriges Praktikum absolviert hat oder in 
einem für die Ausbildung förderlichen Be-
reich ein Jahr berufstätig war.“ 

 

2.2 In Absatz 2 wird die Textstelle „Nummern 1 bis 4“ 
gestrichen. 

 
2.3 In Absatz 3 wird die Textstelle „Nummern 1 bis 4“ 

durch die Textstelle „Absatz 1“ ersetzt. 
 
3. § 9 a erhält folgende Fassung: 

„§ 9 a Europaklausel 

„Die Anerkennung von Befähigungsnachweisen von 
Angehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz als 
„Staatlich anerkannte Erzieherin" oder „Staatlich aner-
kannter Erzieher", „Staatlich anerkannte Heilpädagogin" 
oder„ Staatlich anerkannter Heilpädagoge" und „Staatlich 
anerkannte Heilerziehungspflegerin" oder „Staatlich an-
erkannter Heilerziehungspfleger" erfolgt nach der Richtli-
nie 2005/36/EG des Europäischen Parlamentes und des 
Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABI. EU Nr. L 255 S. 22), 
zuletzt geändert am 5. Dezember 2007 (ABl. EU Nr. L 
320 S. 3).“ 
 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
 
 
 

Hamburg, den 09.07.2008 
 

Die Behörde für Schule und Berufsbildung 
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Die Rechtsabteilung gibt bekannt: 
 

 
§ 16 des Hamburgischen Schulgesetzes (HmbSG) erhält 
mit Wirkung vom 1.8.2008 folgende Fassung: 
 

§ 16 
Haupt- und Realschule 

(1) Die Haupt- und Realschule bildet eine organisatori-
sche und pädagogische Einheit. 

(2) Die Beobachtungsstufe der Haupt- und Realschule 
umfasst die Klassen 5 und 6. Sie bereitet auf den wei-
teren Bildungsweg vor und entscheidet über die ge-
eignete weiterführende Schulform. 

(3) Die Haupt- und Realschule vermittelt ihren Schülerin-
nen und Schülern sowohl eine grundlegende als auch 
eine erweiterte allgemeine Bildung. Sie führt nach er-
folgreicher Prüfung frühestens nach Klasse 9 zum 
Hauptschulabschluss oder nach Klasse 10 zum Real-
schulabschluss. Mit dem Realschulabschluss kann 

die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober-
stufe erworben werden. 

(4) Das Zeugnis der Haupt und Realschule am Ende der 
Klasse 9 ist dem Hauptschulabschluss gleichwertig, 
wenn die Schülerin oder der Schüler durch die Ver-
setzung in die Klasse 10 die für diesen Abschluss er-
warteten Kompetenzen nachgewiesen hat. 

Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
in den Klassenstufen 8,9 und 10 befindlichen Schülerin-
nen und Schüler gilt die bisherige Fassung des § 16 
HmbSG fort. 
 
Die redaktionellen Änderungen in § 15 Abs.4 Satz 2 
HmbSG und im Inhaltsverzeichnis können im Hamburgi-
schen Gesetz- und Verordnungsblatt 2008, S. 279 nach-
gelesen werden. http://www.luewu.de/2008/37.pdf
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Die Personalabteilung informiert: 
 

Änderung der Hamburgischen Elternzeitverordnung 
 
 
 
 
 
Am 24. Juni 2008 ist die Hamburgische Elternzeitverord-
nung rückwirkend zum 1. Januar 2007 geändert und 
damit an das neue Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz angepasst worden. 
 
Im Wesentlichen handelt es sich um folgende Änderun-
gen: 

• Der Kreis der Anspruchberechtigten wurde um Per-
sonen erweitert, die ein Kind in Vollzeitpflege nach § 
33 des Achten Buches Sozialgesetzbuch aufgenom-
men haben. Vollzeitpflege ist eine mögliche Hilfe für 
Eltern, die sich nicht in der Lage sehen, ihr Kind allei-
ne zu betreuen und zu erziehen. Das Kind lebt dabei 
entweder vollständig oder zum überwiegenden Teil in 
einer Pflegefamilie. Die Pflegefamilie übernimmt die 
Verantwortung für die Betreuung und Erziehung des 
Kindes im Alltag. 

 
• Die Beiträge für die Kranken- und Pflegeversicherung 

werden nun (ggf. rückwirkend ab 01.01.2007) bis  

zu monatlich insgesamt 42 Euro (bisher 31 Euro) er-
stattet, wenn die Dienstbezüge oder Anwärterbezüge 
ohne die mit Rücksicht auf den Familienstand ge-
währten Zuschläge und ohne Aufwandsentschädi-
gung  sowie Auslandsdienstbezüge vor Beginn der 
Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze (derzeit 
48.150 €) in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht überschritten haben oder überschritten hätten. 

 
• Eine darüber hinausgehende Erstattung kommt nur 

noch in Betracht für Beamtinnen und Beamte bis ein-
schließlich der Besoldungsgruppe A 8 sowie für Be-
amtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst. Diesen werden auf Antrag  für die Dauer 
der Elternzeit die Beiträge für eine beihilfekonforme 
Krankheitskosten- und Pflegeversicherung bis zu mo-
natlich insgesamt 120 Euro (ggf. rückwirkend ab 
01.01.2007) erstattet, solange sie während der El-
ternzeit nicht oder mit weniger als der Hälfte der re-
gelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind. 

 

Diese Information ist nur von Bedeutung für Beamtinnen und Beamte und 
nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
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Die Personalabteilung informiert: 

 
Mehrarbeitsvergütung für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte 

 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) 2 C 128.07/VG 7 a 192 01 vom 13. März 2008 

i. V. m. der Entscheidung des Europäischen Gerichthofes (EuGH) vom 6. Dezember 2007) 
 
 
 

 
 
 
Beamtinnen und Beamte, die in Teilzeit tätig sind, ist 
angeordnete bzw. genehmigte Mehrarbeit bisher nach 
den Sätzen der Mehrarbeitsvergütungsordnung vergütet 
worden. Die danach vorgesehen Vergütung für Mehrar-
beit ist jedoch niedriger als die Vergütung für die im Rah-
men der Regelarbeitszeit erbrachte Arbeit. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass 
diese Vergütungspraxis gegen europäisches Recht ver-
stößt. 
 
Bis auf weiteres wird wie folgt verfahren: 
• Angeordnete Mehrarbeit von in Teilzeit tätigen Beam-

tinnen und Beamten wird bis hin zur Grenze der regu-
lären Arbeitszeit eines entsprechenden Vollzeitbe-
schäftigten zeitanteilig und nicht nach den Grundsät-
zen der Mehrarbeitsvergütungsverordnung vergütet. 

• Für in der Vergangenheit bereits ausgezahlte Mehrar-
beitsvergütung bedarf es eines Antrags auf die Zah-
lung der erhöhten Vergütung. Für Mehrarbeitsstunden, 
die nach dem 31.12.2004 ausgezahlt wurden, sind An-
träge, die bis zum 31.12.2008 eingehen, zu berück-
sichtigen. Ältere Ansprüche sind dagegen bereits re-
gelmäßig verjährt. Der Antrag ist beim zuständigen 
Personalsachgebiet zu stellen. 

 
Die oben aufgeführte Rechtsprechung berührt nicht die 
Voraussetzungen für die Anordnung und Vergütung von 
Mehrarbeit. Die Verpflichtung, bis zu 5 Stunden (bzw. 3 
Unterrichtsstunden) im Monat Mehrarbeit ohne Entschä-
digung zu leisten, und die Vorrangigkeit des Ausgleichs 
über Dienstbefreiung bestehen fort. 

Diese Information ist nur von Bedeutung für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte, 
denen angeordnete bzw. genehmigte Mehrarbeit vergütet wird bzw. wurde. 
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Das Referat Personal-Controlling und Personalentwicklung informiert: 
 

Dienstvereinbarung  
zu fairem Verhalten am Arbeitsplatz in der BSB 

 
Zwischen  

der Behörde für Schule und Berufsbildung, 
dem Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung,  

dem Hamburger Institut für Berufliche Bildung 
 

und  
dem Personalrat, 

dem Gesamtpersonalrat,  
dem Personalrat des Landesinstituts für Lehrerbildung und Schulentwicklung,  

dem Personalrat der Referendare am Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwicklung, 
dem Personalrat des Hamburger Instituts für Berufliche Bildung  

 
wird folgende Dienstvereinbarung geschlossen: 

 
 

Präambel 

Ziel der Dienstvereinbarung ist die Förderung eines fai-
ren Verhaltens am Arbeitsplatz und die Schaffung einer 
Atmosphäre gegenseitiger Achtung und Toleranz. Dies-
bezüglichen Störungen wird frühzeitig und professionell 
entgegengewirkt. 
 
Dieses Ziel lässt sich nur durch gemeinsames kontinuier-
liches Engagement erreichen.  
 
Die BSB verpflichtet sich, unfaires Verhalten nicht zu 
dulden und durch das Schaffen entsprechender Rah-
menbedingungen, ein positives Arbeitsklima aufrechtzu-
erhalten, zu fördern und in Bereichen, in denen es beein-
trächtigt ist, wiederherzustellen. 
 
Alle Beschäftigten in der BSB sind aufgefordert, einen 
auf Respekt gegründeten Umgang miteinander zu pfle-
gen, der auch Fairness im Umgang mit Kritik und Verän-
derungen einschließt.  
 
Die Erfüllung der Aufgaben der BSB setzt eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit aller Beschäftigten und ein 
Arbeitsklima, das von gegenseitiger Anerkennung, Rück-
sicht und Offenheit geprägt ist, voraus. 
 
Die Vorgesetzten in der BSB tragen durch ihr Verhalten 
Sorge für ein Betriebsklima, in dem die persönliche Integ-
rität und die Selbstachtung aller Beschäftigten respektiert 
werden. Alle Vorgesetzten sind verpflichtet, unverzüglich 
zu intervenieren, sobald unfaires Verhalten in ihren Ar-
beitsbereichen bekannt wird. Sie informieren Betroffene 
über die Beratungsmöglichkeiten und das Verfahren 
nach dieser Dienstvereinbarung. 
 
Unfaire Verhaltensweisen können sich sowohl gegen 
Einzelne als auch gegen Gruppen und Organisationsein-
heiten richten bzw. von ihnen ausgeübt werden. Sie 
stören das Arbeitsklima und beeinträchtigen die Gesund-
heit, Motivation und die Leistung der Beschäftigten. 
 
In dieser Dienstvereinbarung wird festgelegt, was unter 
fairem Verhalten zu verstehen ist, welche Interventionen 
gegen Unfairness möglich sind, welche Stufen der 

Konfliktlösung es gibt und welche Maßnahmen – auch 
dienstrechtliche – zur Wiederherstellung des fairen Mit-
einanders ergriffen werden können.  
 
§ 1 Geltungsbereich 

Die Dienstvereinbarung gilt für alle Beschäftigten aller 
Dienststellen der Behörde für Schule und Berufsbildung. 
 
§ 2 Faires Verhalten 

Faires Verhalten im Sinne dieser Dienstvereinbarung ist: 

(1) Achtung und Respekt gegenüber jeder Beschäftigten 
und jedem Beschäftigten, unabhängig von dem sozi-
alen Status, der hierarchischen Stellung, der öffentli-
chen Rolle (einschließlich gewerkschaftlicher Betäti-
gung), der politischen Anschauung oder den Be-
nachteilungsmerkmalen1, die im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannt werden. 

(2) Berücksichtigung und Ausgleich unterschiedlicher 
Interessen, Neigungen, Optionen und Ziele unter 
Beachtung gleicher, transparenter Bedingungen und 
Möglichkeiten zur Wahrnehmung der beruflichen und 
persönlichen Interessen. 

(3) Berücksichtigung unterschiedlicher Bedürfnisse und 
sozialer Belange von Beschäftigten in ihrem Arbeits-
umfeld. 

(4) sorgfältiger und verantwortungsbewusster Umgang 
mit den Potenzialen der Beschäftigten, dies schließt 
einen wertschätzenden Umgang miteinander ein. 

 
§ 3 Rechte von betroffenen Beschäftigten  

(1) Verhalten, welches von fairem Verhalten im Sinne 
dieser Dienstvereinbarung abweicht, ermöglicht ent-
weder ein Vorgehen nach dem in § 6 festgelegten 
Verfahren oder ein Vorgehen nach dem AGG.  

(2) Beschäftigte, die sich einem Fehlverhalten im Sinne 
dieser Dienstvereinbarung ausgesetzt sehen, haben 
das Recht, sich dagegen zur Wehr zu setzen und 
der handelnden Person oder den handelnden Per-
sonen mündlich oder schriftlich deutlich zu machen, 
dass ihr Verhalten 

 
  
1 d. h. „aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität“ (§ 1 AGG) 
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− unerwünscht ist, 
− als verletzend oder missachtend empfunden 

wird sowie 
− die Arbeitsfreude schmälert und das Betriebs-

klima stört. 
Sie haben ferner das Recht, sich unverzüglich Hilfe 
zu holen. 

(3) Wenn ein Verstoß gegen faires Verhalten im Sinne 
dieser Dienstvereinbarung von einem Vorgesetzten 
vorliegt, können sich die Betroffenen ohne Einhal-
tung des Dienstweges direkt an nächsthöhere Vor-
gesetzte wenden. 

(4) Eine Beschwerde darf nicht zu Benachteiligungen 
der sich beschwerenden Beschäftigten führen. 

(5) Auf dem Beschwerdeweg können der Personalrat, 
die Frauen-Gleichstellungsbeauftragte oder die 
Schwerbehindertenvertretung hinzugezogen werden. 
Die Rechte und Befugnisse der genannten Stellen 
bleiben im Übrigen unberührt. 

(6) Über die Informationen und Vorkommnisse, persön-
lichen Daten und Gespräche ist absolute Verschwie-
genheit gegenüber Dritten, die nicht am Verfahren 
gemäß § 6 beteiligt sind, zu bewahren. 

 
§ 4 Rechte und Pflichten von nicht direkt betroffe-

nen Beschäftigten  

Nicht direkt betroffene Beschäftigte, die unfaires Verhal-
ten im Sinne der Dienstvereinbarung beobachten, haben 
das Recht und die Pflicht, sich von der in § 5 genannten 
Anlaufstelle beraten zu lassen, sofern eigenes Intervenie-
ren nicht  möglich oder angemessen scheint. 

§ 5 Erstanlaufstelle zur Beratung und Festlegung 
des weiteren Vorgehens 

(1) Die Beratungsstelle für Krisenbewältigung und Ab-
hängigkeitsprobleme (BST) am Landesinstitut ist für 
die Erstberatung und -unterstützung der direkt oder 
indirekt von Konflikten Betroffenen zuständig. Das 
Erstgespräch hat zeitnah zu erfolgen. 

(2) Die BST informiert über die Tatbestände nach dem 
AGG und die dafür zuständige Beschwerdestelle.2 

(3) Die BST prüft ferner, ob sie die weitere Beratung 
und ggf. Konfliktlösung nach dem hier festgelegten 
Verfahren übernimmt oder an die für Personalent-
wicklung zuständige Stelle in der BSB3 übergibt.  

(4) Sie erfasst zum Zweck der Überprüfung dieser 
Dienstvereinbarung mindestens die in § 7 (3) ge-
nannten Eckdaten, relevante Daten zu den ihnen 
bekannt gegebenen Verstößen gegen faires Verhal-
ten sowie zu den Beratungs- und Lösungsverfahren.  

(5) Einmal im Jahr erstattet die BST auf dieser Grundla-
ge gegenüber der Leitung der Personalabteilung und 
den Personalräten Bericht.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
2  Wenn es sich um die nachfolgenden Sachverhalte handelt, greifen bzgl. der Rechte der Beschäftigten zu Beschwerde, Entschädi-

gung, Schadenersatz etc. Regelungen nach dem AGG: 
• Benachteiligung „aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder der Weltan-

schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität“ (§ 1 AGG); 
• Belästigung, d. h. „eine Benachteiligung, wenn unerwünschte  Verhaltensweisen, die mit einem [im ersten Spiegelpunkt be-

nannten Benachteilungsmerkmale] in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden 
Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekenn-
zeichnetes Umfeld geschaffen wird“ [§ 3 (3) AGG]; 

• sexuelle Belästigung: „ wenn unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen 
und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie unerwünsch-
tes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornographischen Darstellungen, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betref-
fenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird“ [§ 3 (4) AGG]. 

 
3  Diese beauftragt i. d. R. beim ZAF externe Konfliktberater/innen für Verwaltungs- und technisches Personal an den Schulen sowie 

für die Beschäftigten in den Ämtern und Dienststellen. 
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Inhalte:
Klärung, ob 
- unfaires Verhalten vorliegt
- die/der Betroffene in das Verfahren einsteigt

VG informiert die 
Personalabteilung

Beratungsgespräch
Ziel: Klärung/Unterstützung für 
die/den Beratungssuchende/n

Vermittlungsgespräch
Ziel: konkrete Vereinbarung 
zwischen den Konfliktparteien

3

2

1

§ 6 Stufen der Konfliktlösung (Verfahren) 
 

Inhalte:
- gegenseitige Kenntnisnahme der Vorwürfe
- Aufklären über weiteren Verlauf bei Miss-
erfolg

- Treffen von Vereinbarungen (schriftlich!)
- Festlegen des Termins (6 Wochen später)
für Auswertungsgespräch mit allen Beteiligten

Beratungs-
abschluss

Konfliktgespräch
Ziel: konkrete Vereinbarung 
zwischen den Konfliktparteien

Maßnahmen
Ziel: endgültige Konfliktlösung4

Lösung/Besserung

Inhalte:
- Treffen von Vereinbarungen (schriftlich)
- Aufklären über weiteren Verlauf
- Information über arbeits- und  dienst-
rechtliche Maßnahmen

- Festlegen des Termins (6 Wochen später)
für Auswertungsgespräch mit allen Beteiligten

Verfahren 
beendet

Auswertungsgespräch
Überprüfung der Vereinbarung

Beteiligte:
- Konfliktpartei 1 
- Konfliktpartei 2
- Konfliktberater/in
- nächste/r nicht 
beteiligte/r VG

Auswertungsgespräch
Überprüfung der Vereinbarung

Verfahren 
beendetLösung/Besserung

VG überprüft 
Einhaltung der 
Vereinbarung; 
nach 6 Wochen 

nach 6 Wochen

Konflikt besteht weiter

Konflikt besteht weiter

Inhalte:   
- Erläuterung des Konfliktverlaufs
- VG schlägt angemessene arbeits- und dienst-
rechtliche Maßnahmen zur Konfliktlösung vor

- Befugte entscheiden über Einleitung der Maß-
nahmen

- Protokoll an alle Beteiligten

nach ½ Jahr

Konfliktpartei 1 wünscht Verfahren; 
Konfliktpartei 2 stimmt zu

Klärung: unfaires Verhalten liegt nicht vor/ Ver-
fahren wird von Konfliktpartei 1 nicht gewünscht

Abschlussgespräch
Ziel: Nachbereitung

Inhalt:
- endgültige Konfliktbeilegung

Verfahren 
beendet

Beteiligte:
wie bei 1

 Beteiligte:
- Betroffene/r = 
Konfliktpartei 1
- Konfliktberater/in BST

 
 
 
 
 
 
 

Vorgesetzte/r (VG)
wird informiertVG weist 

Gesprächsteilnahme an

 Konfliktpartei 2 stimmt nicht zu; 
Konfliktpartei 1 wünscht Verfahren  

 
 
 
 
 
 Beteiligte:

- Konfliktpartei 1 
- Konfliktpartei 2
- Konfliktberater/in
- optional: VG

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                       



§ 7 Überprüfung und Weiterentwicklung 

(1) Die BST legt der Leitung der Personalabteilung und 
den Personalräten jährlich einen Bericht [vgl. § 5 (5)] 
vor, in dem die Anzahl der Vorfälle, die Anlässe, die 
Konfliktlösungswege und die zeitliche Dauer der Ver-
fahren hinsichtlich unfairen Verhaltens dargestellt 
werden.  

(2) Kommen die BST und die Personalabteilung über-
einstimmend zu dem Ergebnis, dass die vorhande-
nen Beratungskapazitäten nicht ausreichen, wird die 
Dienststelle den Personalräten zeitnah einen Vor-
schlag zum Umgang mit den Mehrbedarfen vorle-
gen.  

(3) Diese Dienstvereinbarung wird im dritten Jahr nach 
Inkrafttreten evaluiert. Dabei ist darzulegen, ob die 
mit dieser Vereinbarung verbundene Zielsetzung er-
reicht werden konnte sowie ob ggf. Änderungen oder 
Ergänzungen erforderlich sind.  

Das Ergebnis der Evaluation wird den Personalräten 
zur Verfügung gestellt. Über das Verfahren der Eva-
luation ist mit den Personalräten Einvernehmen her-
zustellen. Den Personalräten steht es frei, dem Eva-
luationsbericht ggf. eine eigene Stellungnahme als 
Anlage zum Bericht beizufügen. 

(4) Zur Qualitätssicherung des Verfahrens wird durch 
die Personalabteilung einmal im Jahr ein Fachaus-
tausch zwischen den zuständigen Facheinheiten im 
Landesinstitut und der Beschwerdestelle nach dem 
AGG organisiert. Hierbei werden aktuelle Entwick-

lungen zu diesen Themen vorgestellt und ggf. Fort-
bildungsanteile integriert. 

 
§ 8 Information über die Dienstvereinbarung 

(1) Die Behörde für Schule und Berufsbildung macht 
den Text der Dienstvereinbarung für die Beschäftig-
ten neben der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt 
der BSB und in Schulrecht Hamburg auch im Intra-
net dauerhaft zugänglich. Die Vorgesetzten erhalten 
die Dienstvereinbarung zusätzlich schriftlich zur 
Kenntnis.  

(2) Vorgesetzte informieren neue Beschäftigte bei ihrem 
Dienstantritt über die Dienstvereinbarung. 

 
§ 9 Schlussbestimmung 

(1) Diese Dienstvereinbarung wird vorerst für drei Jahre 
abgeschlossen. Im zweiten Halbjahr des dritten Jah-
res wird eine Überprüfung vorgenommen, ob die mit 
dieser Vereinbarung verbundene Zielsetzung er-
reicht werden konnte, ob Änderungen oder Ergän-
zungen erforderlich sind und ob die Dienstvereinba-
rung in gegenseitigem Einvernehmen verlängert 
wird. Die Vertragsparteien sind sich darin einig, zum 
Ablauf der drei Jahre hierüber zügig zu befinden. 
Falls dies nicht gelingt, verlängert sich die Geltungs-
zeit um sechs Monate. 

(2) Diese Dienstvereinbarung tritt am 01.08.2008 in 
Kraft. 

 
 
Hamburg, den 04. Juli 2008 
 
gez. Schuster, Leitung des Amtes für Verwaltung gez. U. Maaz, Personalrat 
gez. Norbert Rosenboom, Leitung des Amtes für Bildung gez. Hans Voß, Gesamtpersonalrat 
gez. P. Daschner, Direktor des Landesinstituts für Lehrer-

bildung und Schulentwicklung 
gez. B. Tiesler, Personalrat des Landesinstituts für Leh-

rerbildung und Schulentwicklung 
gez. D. Johannsen, Personalrat der Referendare am 

Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwick-
lung 

gez. Rainer Schulz, Geschäftsführung des Hamburger 
Instituts für Berufliche Bildung 

gez. Kominek, Personalrat des Hamburger Instituts für 
Berufliche Bildung 

 
15.07.2008 V 41/110-04.2/2 
MBlSchul 2008 Seite 36 
 
 
 

* * * 
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Die Personalabteilung informiert: 
 

Hinweise zum Nebentätigkeitsrecht 
 

I. Rechtsgrundlagen und Geltungsbereich 

1. für Beamte 
Das Nebentätigkeitsrecht der aktiven Beamten ist  
─ in den §§ 68 bis 73 des Hamburgischen Beamten-

gesetzes (HmbBG) – SchulR HH 7.1.1 – 
─ in der Verordnung über die Nebentätigkeit der ham-

burgischen Beamten (HmbNVO) – SchulR HH 7.9.1 
– 

─ in der Verordnung über die Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Personal und Material des Dienst-
herrn sowie über das hierfür zu entrichtende Entgelt 
bei Nebentätigkeiten der hamburgischen Beamten 
(Inanspruchnahme- und Entgelt- Verordnung) 
–HmbGVBl. 1987, Teil 1, Seiten 223 bis 226 –  

in der jeweils geltenden Fassung geregelt. 
 
2. für Arbeitnehmer 
Die Nebentätigkeit für Arbeitnehmer ist in § 3 Abs. 4 des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) geregelt. 
 
 
II. Erläuterungen zum Nebentätigkeitsrecht der Be-

amten 

1. Zum Begriff der Nebentätigkeit 
1.1  
Nebentätigkeit ist der Oberbegriff für Nebenamt und 
Nebenbeschäftigung. 
 
1.2 
Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender 
Kreis von Aufgaben im Sinne des § 4 Abs. 1 des Ham-
burgischen Beamtengesetzes, die im öffentlichen Dienst 
wahrgenommen werden (§ 2 Abs. 2 HmbNVO).  
 
1.3 
Nebenbeschäftigung ist jede nicht zu einem Hauptamt 
oder Nebenamt gehörende Tätigkeit innerhalb oder au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes (§ 2 Abs. 3 HmbNVO). 
 
1.4 
Wann gehört eine Tätigkeit zum Hauptamt und wann 
kann sie als Nebentätigkeit übertragen werden? 
In der Regel sind Gegenstand des Hauptamtes eines 
Beamten Aufgaben, die bei derselben Verwaltung und 
– innerhalb dieser – bei der eigenen Dienststelle wahrzu-
nehmen sind. Aufgaben, die für die Freie und Hansestadt 
Hamburg wahrgenommen werden, sind nach der organi-
sationsrechtlichen Vorschrift des § 5 HmbNVO grund-
sätzlich in ein Hauptamt einzuordnen und nicht als Ne-
bentätigkeit zuzulassen. 
 
Der Dienstherr nimmt die Zuordnung einer Aufgabe zu 
einem Hauptamt - die die Regel bildet - oder ihre aus-
nahmsweise Ausgestaltung als Nebenamt oder als Ne-
benbeschäftigung im öffentlichen Dienst kraft seiner 
Organisationsgewalt vor. In diesem Rahmen ist die Zu-
ordnung der durch Beamte wahrzunehmenden Aufgaben 
zu Hauptämtern der Grundsatz; sie soll erfolgen, d.h. 
eine Aufgabe darf nur in atypischen Fällen als Nebentä-
tigkeit ausgestaltet und einem Beamten übertragen wer-
den, wenn sie mit dessen Hauptamt in Zusammenhang 
steht. Diesem steht die mögliche Tatsache, dass der 

Beamte im Hauptamt schon ausgelastet ist, nicht entge-
gen.  

Beispiele: 
─ Wenn der Bedienstete in seinem Hauptamt gewon-

nene Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen wei-
tervermittelt (z. B. Jurist aus der Rechtsabteilung ist 
eingesetzt um schulrechtliche Themen abzudecken) 
gehört dies zum Hauptamt. 

─ Wenn ein Dozent am LI eine Veranstaltung am LI 
außerhalb seines eigentlichen Fachbereiches durch-
führt (z. B. der Dozent für Mathematik führt eine Ver-
anstaltung in Metaplan-Technik durch), gehört dies 
zum Hauptamt.  

 
1.5 
Welche Tätigkeiten „Nebentätigkeiten im öffentlichen 
Dienst” sind, bestimmt § 4 HmbNVO. Zu ihnen gehören 
nicht nur solche im Rahmen von Dienstverhältnissen 
(Arbeitsverhältnissen), sondern auch selbstständige 
Tätigkeiten, etwa auf der Grundlage von Werkverträgen. 
 
1.6 
Als Nebentätigkeit gilt nicht die Wahrnehmung öffentli-
cher Ehrenämter; ihre Übernahme ist vor Beginn der 
Tätigkeit schriftlich anzuzeigen (§ 69 Abs. 1 Satz 2 
HmbBG). Öffentliche Ehrenämter sind  
─ die in Rechtsvorschriften des öffentlichen Rechts als 

Ehrenämter bezeichneten Tätigkeiten, 
─ die auf behördlicher Bestellung oder auf Wahl beru-

hende unentgeltliche Mitwirkung bei der Erfüllung 
von Aufgaben im öffentlichen Dienst (§ 3 Abs. 1 
HmbNVO).  

 
Nach den Rechtsvorschriften des öffentlichen Rechts 
üben z. B. Bürgerschaftsabgeordnete, Bezirksabgeord-
nete, Deputierte, ehrenamtliche Richter, ehrenamtliche 
Mitglieder eines Selbstverwaltungsorgans in der Sozial-
versicherung und ehrenamtliche Mitglieder eines Ge-
meinderats oder Stadtrats öffentliche Ehrenämter aus. 
 
Ehrenbeamte nehmen kein öffentliches Ehrenamt im 
Sinne des § 69 Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz des 
Hamburgischen Beamtengesetzes wahr (§ 3 Abs. 2 
HmbNVO). Die Tätigkeit eines Ehrenbeamten – z. B. als 
Bürgermeister, Amtsvorsteher oder Beigeordneter – ist 
ein Nebenamt und gem. § 70 Abs. 1 Nr. 1a HmbBG ge-
nehmigungspflichtig. 
 

2. Genehmigungspflichtige, nicht genehmigungs-
pflichtige, anzeigepflichtige Nebentätigkeiten 

2.1 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 
Grundsätzlich ist jede Nebentätigkeit genehmigungs-
pflichtig (§ 69 Abs. 1 HmbBG).  
 
2.2 Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten: 
Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind nur 
Nebentätigkeiten  
a) zu deren Wahrnehmung der Beamte nach § 68 

HmbBG verpflichtet worden ist, 
b) die in § 70 Abs. 1 HmbBG als nicht genehmigungs-

pflichtig aufgeführt sind, 
c) für die die Genehmigung zur Übernahme auf Grund 

des § 7 HmbNVO als allgemein erteilt gilt. 
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2.2.1 Verpflichtung zur Übernahme einer Nebentä-
tigkeit 

Gemäß § 68 HmbBG ist der Beamte verpflichtet, auf 
schriftliches Verlangen seines Dienstvorgesetzten eine 
Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im 
öffentlichen Dienst zu übernehmen und fortzuführen, 
sofern diese Tätigkeit seiner Vorbildung oder Berufsaus-
bildung entspricht und ihn nicht über Gebühr in Anspruch 
nimmt. 
 
2.2.2  
Gemäß § 70 Abs. 1 HmbBG sind nicht genehmigungs-
pflichtig: 
1.  eine unentgeltliche Nebentätigkeit (ob Unentgeltlich-

keit vorliegt, ist nach § 6 HmbNVO zu beurteilen) mit 
Ausnahme  
a) der Übernahme eines Nebenamtes, einer Vor-

mundschaft, Pflegschaft oder Testamentsvollstre-
ckung, 

b) der Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, der 
Ausübung eines freien Berufs oder der Mitarbeit 
bei einer dieser Tätigkeiten, 

c) des Eintritts in ein Organ eines Unternehmens mit 
Ausnahme einer Genossenschaft, 

d) der Übernahme einer Treuhänderschaft, 
2. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des 

Beamten unterliegenden Vermögens, 
3. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstleri-

sche oder Vortragstätigkeit des Beamten, 
4. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammen-

hängende selbstständige Gutachtertätigkeit von Pro-
fessoren und Hochschulassistenten an staatlichen 
Hochschulen sowie Beamten an wissenschaftlichen 
Instituten und Anstalten, 

5. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in 
Gewerkschaften oder Berufsverbänden oder in 
Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten. 

 
Weitere Erläuterungen 
─ Nebentätigkeit in Organen von Genossenschaften  

Die unentgeltliche Tätigkeit in einem Organ einer Ge-
nossenschaft ist nicht genehmigungspflichtig (§ 70 
Abs. 1 Nr. 1c HmbBG). Für eine solche Tätigkeit be-
steht auch keine Anzeigepflicht. Sie darf jedoch nur 
ausgeübt werden, wenn die Nebentätigkeit die dienst-
lichen Leistungen, die Unparteilichkeit oder die Unbe-
fangenheit des Bediensteten oder andere dienstliche 
Interessen nicht beeinträchtigen kann. 
 

─ Schriftstellerische Tätigkeit  
Zu einer genehmigungsfreien schriftstellerischen Tä-
tigkeit zählt nicht die Tätigkeit als Verleger, Heraus-
geber oder Schriftleiter sowie die regelmäßige Mitar-
beit an Zeitungen, Zeitschriften, Entscheidungssamm-
lungen, ergänzbaren Sammelwerken usw. Diese Tä-
tigkeiten unterliegen der Genehmigungspflicht (§ 70 
Absatz 1 Nummer 1b HmbBG). 
 

─ Wissenschaftliche und künstlerische Tätigkeit  
Wissenschaftlich im nebentätigkeitsrechtlichen Sinne 
sind nur solche Tätigkeiten, die der Beamte frei von 
Verpflichtungen gegenüber Dritten um ihrer selbst wil-
len und nach eigener Bestimmung ausübt; Kennzei-
chen sind Selbstständigkeit, Unabhängigkeit und Ent-
schlussfreiheit. Diese Voraussetzungen sind nicht er-
füllt bei auftragsgebundener Tätigkeit – z. B. Über-
nahme eines Lehrauftrags.  

Bei den künstlerischen Nebentätigkeiten sind ent-
sprechende Maßstäbe anzulegen. Es muss sich um 
schöpferisches Gestalten nach eigenen Ideen, um 
reine Kunst handeln. Diese Voraussetzungen sind 
nicht erfüllt, wenn der Verwertung der künstlerischen 
Leistung eine gewerbs- oder geschäftsmäßige Be-
deutung zukommt, wie es z. B. beim regelmäßigen 
Auftreten als Musiker oder Schauspieler der Fall ist. 
 

─ Vortragstätigkeit  
Eine Vortragstätigkeit im Sinne von § 70 Abs. 1 Nr. 3 
HmbBG liegt nicht vor, wenn es sich um eine Lehr- 
oder Unterrichtstätigkeit handelt. Eine Lehr- oder Un-
terrichtstätigkeit ist gegeben, wenn in Fortsetzungen 
ein zusammenhängender Überblick über ein Sachge-
biet vermittelt oder wenn der Beamte für eine be-
stimmte Organisation wiederholt vor wechselndem 
Hörerkreis tätig wird.  
Diese Lehr- und Unterrichtstätigkeit ist genehmi-
gungspflichtig, wenn sie gegen Vergütung ausgeübt 
wird und keine wissenschaftliche Lehrtätigkeit dar-
stellt. Auch hier gilt § 7 HmbNVO. 
 

─ Erstattung von Gutachten  
Die Erstattung von Gutachten innerhalb und außer-
halb des öffentlichen Dienstes unterliegt – soweit sie 
als Nebentätigkeit wahrgenommen wird – grundsätz-
lich der Genehmigungspflicht, wenn mit der Tätigkeit 
eine Vergütung verbunden ist. Unberührt hiervon 
bleiben die für Hochschullehrer und für Beamte an 
wissenschaftlichen Instituten und Anstalten geltenden 
Sondervorschriften des § 70 Abs. 1 Nr. 4 HmbBG. 
 

─ Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen in 
Gewerkschaften oder Berufsverbänden oder in 
Selbsthilfeeinrichtungen der Beamten  
Unter die Vorschriften des § 70 Abs. 1 Nr. 5 HmbBG 
fallen nur Tätigkeiten, die der unmittelbaren Wahrung 
von Berufsinteressen dienen, z. B. die Tätigkeit in Or-
ganen. Nicht erfasst wird die von der Nebentätigkeit 
für andere Einrichtungen (z. B. Versicherungen) nicht 
zu unterscheidende Tätigkeit als Werber oder Versi-
cherungsvermittler. Diese Tätigkeit ist genehmi-
gungspflichtig, wenn sie gegen Vergütung ausgeübt 
wird. 
 

─ Mitwirkung in Preisrichterkollegien  
Die Mitwirkung in Preisrichterkollegien als Fachpreis-
richter, Sachpreisrichter, Ersatzpreisrichter, Sachver-
ständiger und Vorprüfer ist eine genehmigungspflich-
tige Nebentätigkeit, wenn mit ihr eine Vergütung ver-
bunden ist und die Tätigkeit nicht im Rahmen des 
Hauptamtes ausgeübt wird. 

 
Auch eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätig-
keit ist vorher schriftlich anzuzeigen (siehe Abschnitt III, 
Ziff. 3) 
 
2.2.3 Als allgemein genehmigt geltende Nebentätig-

keit 
Gemäß § 7 Abs. 1 HmbNVO gilt die Genehmigung zur 
Übernahme einer oder mehrerer genehmigungspflichtiger 
Nebentätigkeiten als allgemein erteilt, wenn  
1. die Nebentätigkeiten unentgeltlich ausgeübt werden 

oder das Entgelt insgesamt 100 Euro in einem Monat 
nicht übersteigt, 

2. die Nebentätigkeiten außerhalb der Dienstzeit ausge-
übt werden, 
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3. die zeitliche Beanspruchung durch sämtliche von dem 
Beamten ausgeübten genehmigungspflichtigen und 
nicht genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten ein 
Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
nicht überschreitet und 

4. kein Versagungsgrund nach § 69 Absatz 2 Sätze 1 
und 2 des Hamburgischen Beamtengesetzes vorliegt. 

Die Übernahme einer gewerblichen Tätigkeit, die Aus-
übung eines freien Berufs und die Mitarbeit bei einer 
dieser Nebentätigkeiten bedürfen abweichend von Satz 1 
jeweils der vorherigen Genehmigung im Einzelfall. 
Die beabsichtigte Übernahme einer oder mehrerer nach 
Absatz 1 als genehmigt geltender Nebentätigkeiten ist 
dem Dienstvorgesetzten mindestens einen Monat vor 
Beginn der jeweiligen Tätigkeit schriftlich anzuzeigen. 
 
Besondere Hinweise hierzu:  
─ Es ist besonders zu beachten, dass die Genehmi-

gung zur Übernahme einer Nebentätigkeit nur dann 
als erteilt gilt, wenn alle vier oben genannten Voraus-
setzungen, die unter § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 HmbNVO 
festgelegt sind, erfüllt werden. 

─ Ob Unentgeltlichkeit vorliegt bzw. was als Vergütung 
anzusehen ist, ergibt sich aus § 6 HmbNVO. 

─ Bei der Berechnung der monatlichen Einkommens-
grenze von 100 Euro ist es zulässig, die von Dozen-
ten in einem Semester erzielten mtl. Vergütungen zu 
addieren und den Mittelwert zu Grunde zu legen. So-
fern sich die Dozententätigkeit nicht auf das gesamte 
Semester erstreckt, sind die Gesamteinkünfte, aus 
denen der Mittelwert von 100 Euro errechnet werden 
darf, nur auf die Monate zu beziehen, in denen der 
Dozent tatsächlich Vorlesungen hält. 

─ Art und Umfang der zeitlichen Beanspruchung (siehe 
Abschnitt II, Ziff. 3.2 b) 

 

3. Voraussetzungen für die Genehmigung einer 
Nebentätigkeit 

3.1 
Die Genehmigung einer Nebentätigkeit setzt voraus, 
dass eine Besorgnis der Beeinträchtigung dienstlicher 
Interessen durch die Nebentätigkeit nicht besteht (§ 69 
Abs. 2 Satz 1 HmbBG). 
Eine solche Besorgnis und damit ein Grund zur Versa-
gung der Nebentätigkeitsgenehmigung liegt insbesonde-
re vor, wenn die Nebentätigkeit  
1. nach Art und Umfang der Arbeitskraft des Beamten 

so stark in Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemä-
ße Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten behindert 
werden kann, 

2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstli-
chen Pflichten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Be-
hörde, der der Beamte angehört, tätig wird oder tätig 
werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beam-
ten beeinflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen 
dienstlichen Verwendbarkeit des Beamten führen 
kann, 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich 
sein kann. 

3.2 Art und Umfang der zeitlichen Beanspruchung 
a) Zweitberuf 
Die Ausübung einer Nebentätigkeit ist in der Regel zu 
versagen, wenn sie die Ausübung eines Zweitberufes 
darstellt. Mit dieser Einschränkung soll sichergestellt 
werden, dass sich der Beamte mit der beantragten Ne-
bentätigkeit nicht allmählich einen Zweitberuf aufbaut, 
unabhängig davon, ob der zeitliche Umfang der Nebentä-
tigkeit 1/5 der regelmäßigen Arbeitszeit überschreitet. 
Ob ein Zweitberuf vorliegt ist nur im Rahmen einer Ge-
samtbetrachtung anhand folgender Kriterien möglich: 
─ Gewerbsmäßige Dienst- oder Arbeitsleistung = mit 

gewisser Regelmäßigkeit ausgeübte und zumeist auf 
ständige Gewinnerzielung ausgerichtete Nebentätig-
keit 

─ Umfang der Nebentätigkeit = durchschnittliche 
zeitliche Inanspruchnahme, gemessen am vorgese-
henen Gesamtzeitraum der Nebentätigkeit 

─ Dauer der Nebentätigkeit = Länge des Gesamtzeit-
raums, über den die beantragte Nebentätigkeit beab-
sichtigt ist 

─ Häufigkeit = Regelmäßigkeit, mit der die Nebentätig-
keit innerhalb des beabsichtigten Gesamtzeitraums 
ausgeübt werden soll. 

Die Tätigkeit muss einen solchen Umfang hinsichtlich Art, 
Umfang, Dauer oder Häufigkeit haben, dass sie der 
Schaffung einer Lebensgrundlage dient. Eine nur in ge-
ringem Umfang oder nur für kurze Zeit (z. B. gelegentlich 
ausgeübte Tätigkeit) ist in der Regel nicht als Zweitberuf 
anzusehen. 
 
b) 1/5-Regelung 
Eine der Genehmigung entgegenstehende Inanspruch-
nahme der Arbeitskraft liegt in der Regel vor, wenn die 
zeitliche Beanspruchung durch sämtliche von dem Be-
diensteten ausgeübten genehmigungspflichtigen Neben-
tätigkeiten  einschließlich Vor- und Nachbereitungszeiten 
in der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit überschreitet (§ 69 Abs. 2 Satz 4 
HmbBG). 
 
Vor- und Nachbereitungszeiten sind besonders bei Ne-
bentätigkeiten zu berücksichtigen, die in Form von Unter-
richtstätigkeiten ausgeübt werden. Hier ist im Einzelfall 
zu prüfen, in welchem zeitlichen Umfang die Arbeitskraft 
durch die Nebentätigkeit beansprucht wird.  
 
Bei kurzfristig mit einer stärkeren zeitlichen Beanspru-
chung verbundenen genehmigungspflichtigen Nebentä-
tigkeiten – etwa bei Prüfungen oder Fortbildungsveran-
staltungen – kann auf Antrag ggf. die durchschnittliche 
zeitliche Belastung im Monat berücksichtigt werden; im 
Falle einer Konzentration der Nebentätigkeit auf das 
Wochenende muss allerdings der Erholungszweck der 
Freizeit gewahrt bleiben. 
 
Diese Beschränkung auf 1/5 der regelmäßigen Arbeits-
zeit gilt auch für teilzeitbeschäftigte Beamte. Gem. § 76a 
Abs. 2 HmbBG dürfen teilzeitbeschäftigten Beamte Ne-
bentätigkeiten nur in dem Umfang ausüben, wie dies 
auch vollzeitbeschäftigten Beamten gestattet ist (siehe 
hierzu auch die Ausführungen zu Abschnitt II, Ziff.4).  
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3.3 Arbeitszeit 
Genehmigte – wie auch nicht genehmigungspflichtige – 
Nebentätigkeiten dürfen grundsätzlich nur außerhalb der 
Arbeitszeit ausgeübt werden (§ 69 Abs. 3 Satz 1 
HmbBG). Regelungen über Dienstbefreiung und Sonder-
urlaub – z. B. für die durch Art. 9 Abs. 3 des Grundgeset-
zes besonders geschützte gewerkschaftliche Betäti-
gung – bleiben unberührt. 
 
Bei Nebentätigkeiten auf Verlangen, Vorschlag oder 
Veranlassung des Dienstvorgesetzten oder bei schriftli-
cher Anerkennung eines dienstlichen Interesses an der 
Nebentätigkeit durch den Dienstvorgesetzten ist die In-
anspruchnahme der Arbeitszeit – in dem notwendigen 
Umfang – gestattet (§ 69 Abs. 3 Satz 1 HmbBG). In die-
sen Fällen ist die ausfallende Arbeitszeit vor- oder nach-
zuarbeiten, wenn der Beamte für die Nebentätigkeit eine 
Vergütung erhält. 

Im Übrigen darf die Inanspruchnahme der Arbeitszeit nur 
in besonders begründeten Fällen, insbesondere im öf-
fentlichen Interesse, mit schriftlicher Ausnahmegenehmi-
gung des Dienstvorgesetzten zugelassen werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die ausfal-
lende Arbeitszeit vor- oder nachgeleistet wird (§ 69 Abs. 
3 Satz 2 HmbBG). 
 
Soweit Nebentätigkeiten für die Freie und Hansestadt 
Hamburg – z. B. im Bereich der Ausbildung oder Fortbil-
dung – ausgeübt werden, wird ein dienstliches oder öf-
fentliches Interesse an der Nebentätigkeit in der Regel 
anerkannt werden. 
 

4. Teilzeitbeschäftigung/Beurlaubung und Neben-
tätigkeit 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Nebenbeschäfti-
gung bei den verschiedenen Möglichkeiten der Teilzeit-
beschäftigung bzw. Beurlaubung möglich ist, sind unter-
schiedlich ausgestaltet. 
 
4.1 Voraussetzungslose Teilzeit gem. § 76a HmbBG 

und Altersteilzeit nach § 76c HmbBG 
Nach den Vorschriften des § 76a Abs. 2 HmbBG dürfen 
während der voraussetzungslosen Teilzeit entgeltliche 
Tätigkeiten in dem Umfang ausgeübt werden, wie sie bei 
Vollzeitbeschäftigung ausgeübt werden könnten. Durch 
diesen Verweis gilt auch die 1/5-Grenze, d.h. während 
der Teilzeitbeschäftigung darf deshalb nur für 8 (Zeit)-
Stunden wöchentlich eine Nebentätigkeit ausgeübt wer-
den. Darüber hinaus darf der Dienstvorgesetzte im öf-
fentlichen Interesse Nebentätigkeiten genehmigen, so-
weit dies mit dem Beamtenverhältnis vereinbar ist. Hier-
bei ist aber auch zu berücksichtigen, dass die Ausübung 
eines "Zweitberufes" nicht zulässig ist. 
 
4.2 Teilzeitbeschäftigung oder Beurlaubung aus 

familienpolitischen Gründen gem. § 89 HmbBG 
Während der familienpolitischen Beurlaubung oder Teil-
zeitbeschäftigung dürfen nur solche Nebentätigkeiten 
genehmigt werden, die dem Zweck der Beurlau-
bung/Freistellung nicht zuwiderlaufen. Zweck der famili-
enpolitischen Beurlaubung oder Teilzeitbeschäftigung ist, 
dass sich der Beamte in der dadurch gewonnen Freizeit 
der Kindererziehung oder der Pflege von Angehörigen 
widmet. 
 
4.3 Beurlaubung aus arbeitsmarktpolitischen Grün-

den (§ 95a HmbBG) 
Einer Beurlaubung nach § 95a HmbBG darf nur entspro-
chen werden, wenn der Beamte erklärt, während des 

Bewilligungszeitraums auf die Ausübung entgeltlicher 
Nebentätigkeiten zu verzichten und entgeltliche Tätigkei-
ten nach § 70 Absatz 1 Nummern 2 bis 5 HmbBG nur in 
dem Umfang auszuüben, wie er sie bei Vollzeitbeschäfti-
gung ohne Verletzung dienstlicher Pflichten ausüben 
könnte.  

Da Hintergrund dieser Beurlaubung die Entlastung des 
Arbeitsmarktes ist, können Ausnahmen nur für geringfü-
gige "Bagatellbeschäftigungen" gemacht werden. 
 
4.4 Teildienstfähigkeit 
Während der Teildienstfähigkeit leistet der Beamte in 
Rahmen seiner gesundheitlichen Möglichkeiten den ihm 
möglichen Dienst. Hinsichtlich der Ausübung von Neben-
tätigkeiten gilt die 1/5 Grenze mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle der regelmäßigen Arbeitszeit die nach § 47a 
HmbBG herabgesetzte Arbeitszeit tritt. Eine Genehmi-
gung von Nebentätigkeiten ist deshalb in der Regel we-
gen übermäßiger Beanspruchung der Arbeitskraft zu 
versagen, wenn diese ein Fünftel der herabgesetzten 
Arbeitszeit der Beamtin oder des Beamten überschreitet.  
 
Beispiel:  
Einer Beamtin mit einer begrenzten Dienstfähigkeit von 
75 v. H. der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines entsprechend vollbeschäftigten Beamten (75 v. H. 
von 40 Stunden sind 30 Wochenstunden) wäre in der 
Regel eine Nebentätigkeit zu versagen, die 6 Zeitstun-
den in der Woche überschreitet (1/5 von 30 Stunden = 
6 Stunden). 
 
Dies hat seinen Grund darin, dass die Regelungen zum 
zulässigen zeitlichen Umfang von Nebentätigkeiten, die 
auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit abstellen, 
eine zeitlich nicht eingeschränkte Dienstleistungspflicht 
voraussetzen. Die Wahrnehmung der dienstlichen Be-
lange erfordert es deshalb, dass bei nur begrenzt dienst-
fähigen Beamtinnen und Beamten von ihrer herabgesetz-
ten Arbeitszeit auszugehen ist. 
 

5. Nebentätigkeit während krankheitsbedingter 
Dienstabwesenheit 

Während einer Arbeits-(Dienst)unfähigkeit ist die Aus-
übung einer Nebentätigkeit ohne besondere Genehmi-
gung untersagt. Ein Verstoß gegen diese Pflicht kann die 
Einleitung von Disziplinarmaßnahmen zur Folge haben. 
 

6. Ablieferung von Vergütungen für Nebentätigkei-
ten im öffentlichen Dienst 

§ 9 HmbNVO verpflichtet die Bediensteten zur Abliefe-
rung von Vergütungen für Nebentätigkeiten im öffentli-
chen oder in dem ihm gleichstehenden Dienst sowie 
auch für andere auf Vorschlag oder Veranlassung des 
Dienstvorgesetzten ausgeübte Nebentätigkeiten, wenn 
sie im Kalenderjahr bestimmte Höchstsätze übersteigen. 

Von der Ablieferungspflicht freigestellt sind die in 
§ 10 HmbNVO bestimmten Vergütungen für Lehr-, Unter-
richts-, Vortrags- oder Prüfungstätigkeiten sowie schrift-
stellerische, wissenschaftliche oder künstlerische Tätig-
keiten. 

Von der Ablieferungspflicht ausgenommen sind auch die 
Aufwandsentschädigungen, die für Tätigkeiten als Eh-
renbeamter bei Gemeinden und Gemeindeverbänden 
gezahlt werden (§ 10 Abs. 2 HmbNVO). Auf die außer-
dem bestehenden Sonderregelungen des § 11 HmbNVO 
über die Ablieferungspflicht bei Bezügen aus Nebentätig-
keiten als Vertreter der Freien Hansestadt Hamburg in 
Unternehmensorganen wird hingewiesen. 
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7. Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal 
oder Material des Dienstherrn 

Der Beamte darf bei der Ausübung von Nebentätigkeiten 
Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn 
nur bei Vorliegen eines öffentlichen oder wissenschaftli-
chen Interesses mit vorheriger Genehmigung seines 
Dienstvorgesetzten und gegen Entrichtung eines ange-
messenen Entgelts in Anspruch nehmen. Der Begriff des 
wissenschaftlichen Interesses umfasst auch künstleri-
sche Interessen. 

Die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und 
Material des Dienstherrn bei Ausübung von Nebentätig-
keiten setzt also eine von dem Beamten schriftlich bean-
tragte und vom Dienstvorgesetzten schriftlich erteilte 
vorherige Genehmigung voraus (§ 69 Abs. 4 und 5 
HmbBG). 

Die Genehmigung für die Inanspruchnahme von Einrich-
tungen, Personal oder Material des Dienstherrn gilt als 
allgemein erteilt für eine Inanspruchnahme bei einer 
Nebentätigkeit für den Dienstherrn. Für eine solche Inan-
spruchnahme bedarf der Beamte keiner besonderen 
Genehmigung (§ 2 Abs. 2 Inanspruchnahme- und Ent-
gelt-Verordnung). 
 

8. Widerruf und Untersagung einer Nebentätigkeit 
Bei Ausübung einer genehmigten Nebentätigkeit oder 
einer als allgemein genehmigt geltenden Nebentätigkeit 
dürfen dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. 
Ergibt sich eine Beeinträchtigung nach Erteilung der 
Genehmigung, ist diese schriftlich zu widerrufen (§ 69 
Abs. 2 letzter Satz HmbBG und § 7 Abs. 3 HmbNVO). 

Eine nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit des 
Beamten ist durch schriftliche Entscheidung seines 
Dienstvorgesetzten ganz oder teilweise zu untersagen, 
wenn der Beamte bei ihrer Ausübung dienstliche Pflich-
ten verletzt. Der Beamte ist insoweit auf Verlangen sei-
nes Dienstvorgesetzten verpflichtet, über Art und Umfang 
der Nebentätigkeit schriftlich Auskunft zu geben (§ 70 
Abs. 2 HmbBG). 
 
 
III. Nebentätigkeitsrecht für Arbeitnehmer 

1. Allgemeines 
Arbeitnehmer müssen eine Nebentätigkeit ihrem Arbeit-
geber vorher nur schriftlich anzeigen, wenn sie gegen 
Entgelt ausgeübt wird. 
 
Allerdings können auch unentgeltliche Nebentätigkeiten 
unzulässig sein, und vom Arbeitgeber untersagt werden. 
Näheres hierzu siehe Ziffer 2. 
 
Entgeltlich ist die Tätigkeit nicht nur bei einer Geldleis-
tung, sondern bei jeglicher Gewährung eines geldwerten 
Vorteils (z. B. Abgabe von Eintrittskarten zu Sport- oder 
Musikveranstaltungen, Einladung zu Reisen). Ersatz für 
entstandene Aufwendungen (Reisekosten, Spesengel-
der) fallen hingegen nicht darunter. Unentgeltlich sind 
zum Beispiel auch rein ehrenamtliche Tätigkeiten. 
 

Beispiel einer entgeltlichen Nebentätigkeit 
Wenn ein Arbeitnehmer während seiner arbeitsfreien Zeit 
für ein Reiseunternehmen „ohne Bezahlung“ einen Rei-
seomnibus als „zweiter Fahrer“ fährt, aber kostenlos 
Unterkunft und Verpflegung erhält und am Zielort einen 
kostenfreien Aufenthalt hat, ist der fast kostenlose „Ur-
laubsaufenthalt“ als Entgelt, bestehend aus Sachbezü-
gen, anzusehen. 

Die geplante Nebentätigkeit muss rechtzeitig vor ihrer 
Aufnahme angezeigt werden, damit geprüft werden kann, 
ob ggf. ein Untersagungsgrund vorliegt.  
 

2. Untersagung der Nebentätigkeit 
Die Nebentätigkeit kann untersagt oder mit Auflagen 
versehen werden, wenn sie geeignet ist, die Erfüllung der 
arbeitsvertraglichen Pflichten der/des Beschäftigten oder 
(andere) berechtigte Interessen der Arbeitgeberin zu 
beeinträchtigen. Das kann beispielsweise der Fall sein 
• wenn die/der Beschäftigte durch die Nebentätigkeit 

überfordert wird (beispielsweise bei Nichteinhaltung 
der nach § 5 Abs. 1 Arbeitszeitgesetz vorgeschriebe-
nen ununterbrochenen Ruhezeit von mindestens 
11 Stunden). 

• wenn eine der Haupttätigkeit gleichartige Nebentätig-
keit bei einem anderen Arbeitgeber aufgenommen 
wird, z. B. Erstellen von Steuererklärungen durch Be-
schäftigte des Finanzamtes (Konkurrenztätigkeit). 

• wenn die nach dem Arbeitszeitgesetz zulässige 
Höchstarbeitszeit (so genannte 48-Stunden-Grenze) 
durch die Nebentätigkeit, die in einem Arbeitsverhält-
nis ausgeübt wird, überschritten wird. Arbeitszeiten 
bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurech-
nen.  

• wenn der Arbeitnehmer mit seiner Nebentätigkeit 
gesetzliche Vorschriften verletzt (z. B. Schwarzar-
beit).  

 
Allgemeine öffentliche Belange, die das Arbeitsverhältnis 
nicht unmittelbar berühren, bleiben dagegen bei einer 
Untersagungsentscheidung der Arbeitgeberin unberück-
sichtigt (so kann beispielsweise eine Nebentätigkeit nicht 
mit „arbeitsmarktpolitischen Gründen“ untersagt werden). 
 

3. Altersteilzeit und Nebentätigkeit 
Für Arbeitnehmer ist bedeutsam, dass während der Al-
tersteilzeit keine Nebentätigkeitseinkünfte erzielt werden 
dürfen, die die Geringfügigkeitsgrenze des Sozialversi-
cherungsrechts (zzt. 400 € mtl.) übersteigen (es sei 
denn, die Nebentätigkeit wurde bereits innerhalb der 
letzten 5 Jahre vor Beginn des Altersteilzeitverhältnisses 
ständig ausgeübt), da ansonsten der Anspruch auf die 
Aufstockungsleistungen ruht. 
 
 
IV. Verfahrensregelungen für Beamte und Arbeit-

nehmer 

1. Antragstellung für genehmigungspflichtige Ne-
bentätigkeiten (Beamte) 

Die Übernahme einer genehmigungspflichtigen Nebentä-
tigkeit setzt die vorherige schriftliche Genehmigung des 
Dienstvorgesetzten voraus. Die Genehmigung ist auf 
dem Dienstweg schriftlich bei dem zuständigen Perso-
nalsachgebiet zu beantragen. Hierfür ist der Antragsvor-
druck P 10.160 zu verwenden. In dem Antrag sind Anga-
ben zu machen über 
─ die Art, 
─ den zeitlichen Umfang der Nebentätigkeit (einschließ-

lich Vor- und Nachbereitungszeiten), 
─ die Person des Auftrag- bzw. Arbeitgebers sowie 
─ die zu erwartenden Entgelte und geldwerten Vorteile 

und ggf. den Umfang einer etwa beabsichtigten Inan-
spruchnahme der Arbeitszeit und/oder von Einrich-
tungen, Personal oder Material des Dienstherrn mit 
Darlegung der dafür maßgebenden besonderen 
Gründe, 
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─ die Verteilung der zeitlichen Beanspruchung auf die 
einzelnen Wochentage. 

Leerformeln wie "zurzeit nicht bekannt" reichen hierbei 
nicht aus. 
 
Die Personalabteilung ist auch berechtigt, Nachweise 
über gezahlte Entgelte nachzufordern. 
 
Die Genehmigung wird entsprechend der gesetzlichen 
Vorgaben auf längstens 5 Jahre befristet. 
 
Bestehen Zweifel über die Genehmigungspflicht einer 
Nebentätigkeit, so sollten Sie die Personalstelle schrift-
lich beteiligen. 
 
2. Mitbestimmung 
Für den Personalrat besteht bei der Versagung oder 
beim Widerruf einer genehmigten Nebentätigkeit ein 
Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 18 
HmbPersVG. 
 
3. Anzeige von anzeigepflichtigen Tätigkeiten (Be-

amte und Arbeitnehmer) 
Die beabsichtigte Übernahme einer oder mehrerer Ne-
bentätigkeiten, für die die Genehmigung als allgemein 
erteilt gilt, ist dem zuständigen Personalsachgebiet min-
destens einen Monat vor Beginn der jeweiligen Tätigkeit 
schriftlich anzuzeigen. Dabei sind Art und zeitlicher Um-
fang dieser Nebentätigkeiten und das gewährte Entgelt 
bzw. der geldwerte Vorteil sowie die zeitliche Beanspru-

chung durch sämtliche ausgeübten genehmigungspflich-
tigen und nicht genehmigungspflichtigen Nebentätigkei-
ten (jeweils Stundenzahl in der Woche) anzugeben. Für 
die Anzeige ist ebenfalls der Vordruck P 10.160 zu ver-
wenden. 
 
Ein Mitbestimmungsrecht des Personalrats ist für diese 
Nebentätigkeiten nicht gegeben. 
 
Treten später Änderungen gegenüber den im Antrag 
gemachten Angaben ein und weichen diese nicht nur 
geringfügig von den ursprünglichen Angaben ab, so sind 
diese Änderungen der Personalabteilung unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
Die Übernahme eines öffentlichen Ehrenamtes ist vor 
Beginn der Tätigkeit beim zuständigen Personalsachge-
biet schriftlich anzuzeigen. 
 
4. Nebentätigkeitsaufträge für den Bereich der 

Behörde für Schule und Berufsbildung  
Soweit durch die BSB eine Nebentätigkeit an die in ihrem 
Bereich tätigen Bediensteten vergeben werden (z. B. 
Dozententätigkeit am Landesinstitut für Lehrerbildung 
und Schulentwicklung und an der Volkshochschule), hat 
die beauftragende Dienststelle vor der Auftragserteilung 
darauf zu achten, dass eine ggf. erforderliche Nebentä-
tigkeitsgenehmigung der Personalabteilung vom Be-
schäftigten vorgelegt wird; anderenfalls ist der Nebentä-
tigkeitsauftrag nicht zu erteilen. 
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